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Nach einem Lichtbild von H. Hoffmann
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Blick nach Osten!

QerFührer hat durch die Gewalt seines Wortes und den mitreißendenSchwung
seines Handelns das deutscheVolk zu lebendigerAnteilnahme an den volks- und

außenpolitischenFragen erzogen. Er«hat auch den Osten als eine das deutscheSchicksal
bestimmendeFrage in das Blickseld des Volkes gerückt. Von den politisch aktiven

Kräften in Deutschland wird dem Osten und seinen Problemen wachsendeBeachtung
geschenkt.

Dem Bund Deutscher Osten erstehen aus dieser Entwicklung neue Aufgaben und

Pflichten. Er hat, als die mit der Schulung und Aufklärungüber den Osten beauf-
tragte Organisation, der Ostarbeit eine straffe und einheitlicheAusrichtungzu geben«Die

Ausweitung des Arbeitsgebietes des Bundes macht es notwendig und möglich,das

,,Ostland« in neuer Form erscheinenzu lassen.
Der Nationalsozialismus setztHaltung voraus. An der Grenze im Osten vor allem

kann sichdieseHaltung bewähren Die BeurteilungaußenpolitischerVorgängeverlangt
nüchternesDenken. Vor allem im Osten ist es notwendig, sich das außenpolitische
Urteil nicht durch romantische Verirrungen trüben zu lassen. Das deutscheVolk muß

sich daran gewöhnen,in seinen im Ausland lebenden Volksgenossen einen mit-

gestaltenden Faktor seiner Geschichtezu sehen. Das gilt vor allem in bezug auf das

Deutschtum in den östlichenStaaten.

Zu dieser Haltung, zu diesemnüchternenUrteil und zu diesem geschichtlichenDenken

will der Bund Deutscher Osten erziehen. Dabei dient ihm das ,,Ostland«als Helfer.
Die jetzigeUmgestaltung der Zeitschrift soll es dem Bunde erleichtern, mit seiner Auf-
klärungsarbeitin immer weitere Kreise des deutschenVolkes zu dringen.

Ich erwarte von allen Gliederungen des Bundes, daß sie sich für die Verbreitung
des »Ostland«einsetzen. Ich wünschedem ,;Ostland«für seine Arbeit Erfolg.

Dr. Oberländer
Leiter des Bundeg Deutscher Osten
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Grundsätze der Grenzarbeii

Rasse u nd Volk decken sich nicht. Sämtliche europäischen Völker werden von

den gleichen fünf europäischenRassen gebildet. Nur das Mischungsverhältnisist verschieden.
Angehörige einer ,,nationalen Minderheit« können nur Glieder eines dem deutschen

artverwandten Volkes sein. A r t v e r w a n d t sind diejenigen Völker, die in Europa seit
geschichtlicher Zeit in geschlossener Siedlung ansässig sind. Die Juden sind keine

,,nationale Minderheit«,sondern Bestandteil einer fremden Rasse.
Für die Volkszugehörigkeitdes Einzelnen ist maßgebend d a s n a t i o n a le B e -

kenntnis. Das schließt das Recht der deutschen Volksgemeinschaft nicht aus, uner-

wünschteartfremde Elemente, die zu ihr bekennen möchten, von sich fern zu halten«
Nationale Zwischenschichten, wie sie in einigen östlichen Gebietsteilen

bestehen, sind R ü rk st ä n d e aus einer Zeit ungefestigten Nationalbewußtseins. Ein An-

spruch fr e m d e r V o l k s t ü m e r auf diese Zwischenschichtenmuß als unbegründet
abgelehnt werden.

Der Begriff der Ab stammung ist in Gebieten, in denen seit Jahrhunderten art-

verwandte Völker in ständiger-Mischungmit einander leben, als Kriterium der Volks-

zugehörigkeitnicht zu verwerten. Der Gebrauch einer bestimmten H a u ssp r ach e oder

eines bestimmten Dialektes läßt keine zwingenden Riürkschlüsseauf die völkischeEinstellung
zu. F a m i l i e n n a m e n sind kein Beweis für die völkischeZugehörigkeitihrer Träger.
Fremdsprachige Qrtsnamen dürfen nicht als ein Beweis für die Zugehörigkeit der

Bewohner des Ortes zu fremdem Volkstum angesehen werden. Dagegen kommt in der

Wahl der Vornamen in der Regel die Absicht eines nationalen Bekenntnisses der

Eltern zum Ausdruck.
Es widerspricht der nationalsozialistischen Volkstumsauffassung, f r e m d e s V o l k s -

tu m zu u n te r d r ü ck e n. Aber diese Auffassung macht es zur Pflicht, das eigene
Volkstum für den Gegner unangreifbar zu machen. Die Parole heißt nicht: Unter-

drürken, sondern: M eih r leiste n !

Das völkischeBekenntnis ist keine käuflicheWare. dEs ist eine Frage der Haltung.
S e e l e n ka Uf demoralisiert die Käufer ebenso wie die Gekauften. Jn Deutschland
werden keine Seelen meistbietend versteigert. Wer sein Volkstum für Geld an den Gegner
verrät, soll der gesellschaftlichenAechtung verfallen. Jede Tür sei ihm verschlossen, jede
nachbarliche Hilfe verweigert. Wo wirkliche Not herrscht, wird ohne Unterschied des

Volkstums geholfen.
Der Staat ist nicht bloß dazu da, die materiellen Jnteressen seiner Bürger zu

schützen.Der Staat ist Ausdruck des Lebensstils und Repräsentant des Daseinswillens
eines Volkes. Das Reich und das Volkstum sind die beiden Pole deutschen Lebens in

der Welt.

Der Volkstumskampf an der Grenze kann nicht von Menschen geführt werden, die

dazu erzogen worden sind, bei drohender Gefahr auf die materielle Hilfe des Staates

zu verlassen. Die Menschen an der Grenze müssen dazu erzogen werden, so zu handeln,
als ob der Staat nicht mehr hinter ihnen stände. S e l b st h i l f e ist erstes Gebot. Wer

nicht den Willen zur Selbsthilfe besitzt, ist nicht wert, daß andere ihm helfen.
Volkstumsarbeit kann nicht von oben nach unten durchgeführtwerden« Sie muß von

unten nach oben aufbauen. Wer schon von frühester Jugend an in das Bewußtsein
hineinwächst,einem Volkstum anzugehören,wird auch später durch die Enttäuschun-
gen und Bersuchungen des Lebens in seinem nationalen Bekenntnis nicht beirren und

beeinflussen lassen. Die E r z i e h u n g zu m V o l k s t u m muß bereits vor dem

Eintritt in das schulpslichtigeAlter beginnen.
Der Volkstumskampf an der Grenze erfordert Kameradsrhaft und Führung. Ent-

scheidend ist der persönliche Einsatz. Man stirbt nicht auf Anweisung einer

Dienststelle, sondern auf Befehl eines Führers.
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Das Gefühl der kulturellen Unterlegenheit, das viele Deutsche im Osten gegenüberden

Volksgenossenim Westen bedrückt, läßt nicht durch die Verpflanzung großstädtischen
Wesens »in die Provinz« überwinden. Das Gefühl der kulturellen Gleich-
w e rtig k eit mit dem Westen erwächst aus dem Bewußtsein eigener Leistung.

Dasjenige Volkstum wird in einem Lande am besten behaupten, das d i e

größere biologische Kraft und die stärkere Bindung zum Boden

besitzt. Wer im Boden nur Ware sieht, mit der ein Geschäft machen läßt, wird im

Volkstumskampf nicht bestehen. Die Mobilisierung des Bodens ist für die Behauptung
einer Grenze schlimmer als ein verlorener Krieg.

Es wurde bei der Besiedlung des Ostens bisher zu viel mit Geld Und zu wenig mit

IRenschen gerechnet. Es ist nicht möglich,unter den Siedlern die notwendige biologische
Auslese zu treffen, solange die Siedlung nach kapitalistischen Grundsätzenerfolgt. Nicht
die Masse des Geldes, das einer besitzt, sondern d e r W e rt d e s M e n s e n entscheidet
über den Anspruch auf Boden.

Wer im Volkstumskampf vom Gegner das Gesetz des Handelns vorschreiben läßt,
hat den Kampf schon zur Hälfte verloren. Wer immer nur in der Verteidigung bleibt,
wird nichts gewinnen, aber manches verlieren. Der Osten braucht Menschen, die den

deutschen Besitz-standnicht nur zu behaupten, sondern durch Schaffung neuer Werte auch
zu erweitern verstehen. Der Osten braucht nicht nur Erhalter, sondern auch
Pioniere des Deutschtums.

S o z i a l e M i ß st ä n d e wirken im Grenzgebiet doppelt nachteilig aus. Jn-
dem sie die Geschlossenheit des eigenen Volkstums gefährden, bieten sie Angriffsflächen
für die Arbeit des Gegners. Mehr als anderswo ist es an der Grenze notwendig, daß
Gemeinnutz vor Eigennutz geht.

Was in den Grenzgebieten geschieht, ist maßgebendfür das Urteil der Nachbarn über

das Reich und bestimmend für die Haltung der vor den Grenzen lebenden

,D e u tsch e n· Mehr als für andere Teile des Reiches gilt für die östlichenGrenzgebiete
das Wort, daß eine gute Jnnenpolitik die erste V o r a u s se tz u n g e i n e r g u te n
Außenpolitik ist.

Deutsche Schulnot in Osioberfchlefien
Der polnische Kampf gegen die deutsche Volksgruppe Ostoberschlesiens, in den letzten

zwei Jahren mit erhöhtem Nachdruck und erschreckendenErgebnissen geführt, wird mit

unbeirrbarer Folgerichtigkeit in zwei Hauptrichtungen vorgetragen: S ch w ä ch u n g d e r

wirtschaftlichen Grundlagen und kultureller Druck. Aushöhlung
der Existenzbasis der besitzendknSchicht und Verdrängung der besitzlosen deutschen Be-

völkerung von den angestammten Arbeitsplätzenin Montanidustrie, Handwerk und

Handel, also Verarmung, Arbeitslosigkeit und Hunger sind die äußeren
Merkmale der einen Kampflinie. Drosselung der das Volksbewußtsein erhaltenden
Kräfte durch Zertnürbung des Vereinslebens, der Presse und vor

allem des deutschen Schulwesens bilden die Wegzeichen der anderen

Angriffsrichtung.
Die deutsche Not Ostoberschlesiens,in diesen Blättern mit vielen Beispielen seit Jahren

belegt, muß bei aller Härte des Widerstandes unausbleiblich einmal zum Zusammenbruch
der Volksgruppe führen, wenn es nicht gelingt, wenigstens die dem geistig-sittlichen
Abschnitt drohenden Gefahrenquellen abzuschnüren. Hier ist vor allem das S chicksal
d e r de utssch e n Sch u le entscheidend, die neben dem Elternhause in einem zwei-
sprachigen Gebiete wie Oberschlesien, wo die Sprache keinen Prüfstein für die nationale

Zugehörigkeitdarstellt, das Rückgrat der völkischen Selbstbehauptung
bildet. Es erscheint gerade in einer Zeit schärfster polnischer Propaganda notwendig,
über den Weg nachzudenken, den die deutsche Schule jenseits der Grenze seit Juni 1922

zurückgelegthat.
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Das Mitte Juni nächstenJahres ablaufende G e n f e r A b k o m m e n ü b e r O b e r-

schlesien enthält in den Artikeln 97 bis 133 Bestimmungen über das Unterrichts-
wesen, die den beiden Vertragsteilen die Verpflichtung zur Errichtung staatlich erhaltener,
also sogen. öffentlicher Volksschulen und höherer Lehranstalten für die sprachliche
Minderheit auf Antrag der Erziehungsberechtigtenauferlegen, wie auch die Duldung
der Errichtung, Leitung und Beaufsichtigung von p riv ate n Schulen und Erziehungs-
anstalten aller Art auf Kosten der Minderheit ohne Rücksicht auf die Bedürfnisfrage
vorschreiben.

Leider erwies es sehr bald, daß der polnischen Seite jeder ernstliche Erfüllungswillen
fehlt. Von Anbeginn an wurden die vereinbarten Grundsätze nach
F o r m u n d J n h a l t v e r l e tz t. Das gilt in erster Linie für das Volksschulwesen,
in dessen ungestörterEntwicklung polnischerseits mit Recht ein besonders schwerwiegendes
Gegengewichtgegenüberden Bemühungen um die Polonisierung der breiten deutschen Masse
erblickt wird, Zunächst unterließ man die selbstverständlicheö f f e n t l i rh e B e l e h -

rung der Erziehungsberechtigten über die Durchführung der

V e r t r a g s b e st i m m u n g e n. Den notgedrungen von den deutschen Zweckverbänden,
dem Deutschen Volksbund und dem Deutschen Schulverein-«,gesammelten Anträgen auf
Einrichtung öffentlicherMinderheitsschulen schenkte man keine Beachtung. Annähernd
135 Jahre nach der Grenzziehung gab es noch keine einzige deutsche Lehranstalt. Von
rund 45 000 Elternanträgen auf deutsche Beschulung ihrer Kinder erklärte die Schul-
behörde ohne stichhaltige Gründe annähernd die Hälfte für ungültig. Auf Grund der

als gültig anerkannten Anträge sollten ab 4. September 1923 102 Minderheitsschulen
geschaffen werden, aber erst nach schwierigsten Verhandlungen mit der Wojewodschaft
wurden allmählich 54 Schulen ins Leben gerufen. So verfuhr man schon kurze Zeit
nach bindender Unterschriftsleistung. Jedes Jahr brachte weitere Erschwernisse. Mit

Beginn der Aera Grazynski setzte eine ungeahnte Verschärfungder Lage ein. Der Druck

auf die öffentliche deutsche Schule erfolgt in drei Richtungen:
1. Unterbindung der Neuerrichtung von Schulen, indem zu ver-

hindern versucht wird, daß die nach dent Genfer Abkommen erforderliche Anzahl von

40 Anmeldungen bei Volksschulen und 300 Anmeldungen bei höheren Lehranstalten je
beantragte Schule erreicht wird.

2. Auflösung bereits eingerichteter Schulen in Ausnutzung der

Abkommensvorschriften, denen zufolge eine Minderheitsschule der Auflösung verfallen
kann, wenn drei Jahre hindurch die Schülerzahl unter 40 Köpfe (Volkssrhulen) bzw.
240 Köpfe (höhere Lehranstalten) sinkt.

Z. Abdrosselung des deutschen Erziehungseinflusses und systematische H e r ab -

drückung der Lehrergebnisse.
Es erscheint angebracht, eine knappe Uebersicht der gängigstenMittel zu geben, deren

man zur Erreichung der gestecktenZiele bedient. Vor jedem Schuljahr setzt schlag-
artig eine groß angelegte Propaganda gegen die deutsche Schule ein. A u f st ä n d i s ch e n-

verband und Westmarkenverein, von den Behörden inspiriert und von einer

lhemmungslosen Presse nachhaltig unterstützt,demonstrieren unter aktiver Teilnahme
höchsterWojewodschaftsbeamter in öffentlichenKundgebungen gegen den ,,Verkauf von

Kinderseelen«an die deutsche Seite. Beauftragte werden in die Wohnungen der

deutschen oder deutsch-verdächtigenEltern geschickt,um sie unter Versprechung von Arbeit,

Aufträgen und Krediten oder unter Androhung wirtschaftlicher Nachteile zum Verzicht
auf Neuanmeldungen ihrer Kinder in die deutscheSchule bzw. zu Ummeldungen in die

polnische Schule zu pressen. Staatsbeamte aller Grade, in erster Linie

Polizei- und Steuerbeamte und Lehrer, also Personen, denen von amtswegen eine

gewisse Autorität in ihrem Wirkungskreise zur Seite steht, werden vornehmlich in den.

ländlichenund Jndustriegemeinden in den Dienst dieser Arbeit gestellt. Die großen J n d u -

r i e v e r w a l t u n g e n
, aus deren Leitung das deutsche Element fast völlig verdrängt

werden konnte, obwohl sie besitzmäßigüberwiegend zur deutschen Hand gehören, leisten
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wertvollste Hilfestellung Jn Aushängen auf den Werkshöfen werden die Namen der-

jenigen Erziehungsberechtigten der Belegschaft aufgeführt, deren Kinder das schulpflichtige
Alter erreicht haben, unter gleichzeitigerAufforderung der Eltern, ihre ,,nationale Pflicht«
durch Anmeldung ihrer schulpflichtigen Kinder zur polnischen Schule zu erfüllen. Die

sür die Arbeiterentlassung und -annahme, wie auch für die Gestaltung des Arbeitsertrages
letztlich entscheidenden nachgeordneten nationalpolnischen Jndustrieangestellten erläutern

diese Aushänge sinngemäß und drohen Unter Aufwiegelung der polnischen Arbeits-

kameraden den deutschenFamilienvätern den Verlust der Arbeitsstätte, Versetzung in eine

niedrigere Arbeitskategorie, Lohnminderung und sonstige, in beliebiger Anzahl mögliche
Benachteiligung für den Fall der Widersetzlichkeit an. Die enge Zusammenarbeit mit

der Schulbehörde, wie aus der Kenntnis der Namen der Erziehungsberechtigten hin-
länglich einleuchtet, ermöglichteine einwandfreie Ueberwachung der schließlichenEntschlüsse
der deutschgesinnten Arbeitnehmer.

Reichen trotzdem die Anmeldungen nach den Abkommensvorschriften zur Errichtung
einer neuen bezw. zur Beibehaltung einer bestehenden Minderheitsschule aus, so setzt nun-

mehr die Tätigkeit des staatlichen Verwaltungsapparates ein. D i e S ch u l b e h ö r d e

erklärt nötigenfalls massenweise die eingegangenen Anmeldun-

g e n fü r u n g ü l t i g; die angemeldeten Kinder werden unter Verletzung des vertraglich
zugesicherten Bestimmungsrechts der Eltern über den Schulbesuch ihrer Kinder der

polnischen Schule überwiesen. Eltern, die dann weigern, ihre Kinder in die polnische
Schule zu schickenund gelegentlich in beträchtlicher Anzahl in einen sogenannten Schul-
streik treten, werden in Geld- und Gefängnisstrafe genommen. Wegen angeblichen
,,Naummangels«wird die Einrichtung der geforderten Lehranstalten unterbunden oder

verschoben, bestehenden Schulen werden die zur Verfügung gestellten Näume gekürzt,
Umquartierungen werden angeordnet usw.

Diese seit jeher angewandten Methoden haben zwar eine organische Entwicklung der

deutschen öffentlichenMinderheitsschule unmöglichgemacht, immerhin konnten sie nicht
verhindern, daß am 45. Juni 1935 noch 45 öffentliche Volksschulen,,
2 mittlere und 3 höhere Lehranstalten (als Abteilungen polnischer An-

stalten) m it in s g e s a mt 9 054 K i n d e r n (davon 8 366 in Volksschulen) für die

deutsche Volksgruppe bestanden. Man setzt daher behördlicherseitsalles daran, um den

nationalpolitischen Wirkungsgrad dieser Schulen herabzumindern. D e u t s ch e L e h r -

kr ä f t e , deren Beschäftigung durch das Genfer Abkommen theoretisch befriedigend
geregelt ist, werden unter nichtigen Vorwänden abberufen und durch nationalpolnische,
der deutschen Sprache größtenteilskaum mächtigeund überdies mangelhaft qualifizierte
Lehrer ersetzt. Gegenwärtig sind von 175 Lehrkräften an den öffent-
lichen Minderheitsvplksschulen 101 polnischer Nationalität;
unter 43 Schulleitern befindet sich nur ein Lehrer deutscher
Volkszugehörigkeit. Der Unterricht findet bei ungenügender Lehrer-
zahl in völlig unzureichenden und ungesunden Räumen statt. Jn

Pleß wurden beispielsweisebis zur Errichtung der deutschen Privatschule 70 Kinder in

einem Klassenraum unterrichtet. Jn vielen Orten zwingen diese Verhältnisse zur Unter-

richtung in den Vormittags- und in den Nachmittagsstunden, so daß Kinder der ersten
Jahrgänge selbst im Winterhalbjahr bis in die Abendstunden hinein im Unterricht
bleiben müssen. Die unzureichende Zahl von Lehrkräften verursacht in Erkrankungs-
fällen den Ausfall vieler Unterrichtsstunden, wodurch eine starke Ungleichmäßigkeit
in der Unterrichtung ergibt. Gänzlich unzulängliche Zuteilung an Lehr-
und Lernmitteln, Ausschaltung und Benachteiligung der Min-

derheitsschulen bei Verteilung öffentlicher Mittel für Wohl-
f a h r t s z w e rk e kennzeichnen weiterhin die Situation. Diese Nachteile treten um so
nugenfälliger in Erscheinung, als gleichzeitig das polnische Schulwesen Ostoberschlesiens
unter Aufbietung enormer Geldsummen aus den Mitteln der Allgemeinheit bis zur Ueber-

treibung gepflegt wird, so daß riesenhafte Schulpaläste großenteils ungenutzt dastehen.
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Es ist verständlich,daß unter solchen Umständen nur a u ß e r o r d e n t l i ch m a n -

g e l h a f te L e h r e r g e b n i s s e erzielt werden. Jn der Tat weisen die Absolventen
der öffentlichenMinderheitsvolksschulen in der überwiegendenMehrzahl ein erschreckendes
Ntaß von Unwissenheit auf. Jhr Deutsch in Wort und Schrift ist schlecht,von der Landes-

sprache gar nicht zu reden. Die Fertigkeit im Nechnen genügt selten den einfachsten
Ansprüchen,das Wissen in Geographie und Geschichte ist unvorstellbar gering und zudem
von der nationalpolnischen Jdeologie ausschlaggebend beherrscht. Diese jungen Menschen
bringen nicht die einfachstenbildungsmäßigenVoraussetzungen für den Lebenskampf mit und

sind für Berufe qualifizierter Art im allgemeinen so wenig
geeignet, daß ihre Verwendung, die bei dem Niedergange des deutschen Gewerbes

ohnehin den erdenklichsten Schwierigkeiten begegnet, für die Lehrherren gewöhnlichnur

eine Belastung des Betriebes darstellt.
Die Zwiespältigkeitder Schulerziehung wirkt sich darüber hinaus aber auch auf die

C h a r a k t e r b i l du n g äußerst ungünstig aus. Mangel an Ordnungsliebe, Fleiß und

Disziplin und vor allem die allenthalben feststellbare ungenügendeSicherheit des völkischen
Bewußtseinsgefährden diesen Teil der deutschen Jugend auf das ernsteste. Weder das

Elternhaus noch der deutsche Verein sind, auf längere Sicht gesehen, in der Lage, hier
ausgleichend einzuwirken. Deutsche Fortbildungsschulen sind nicht vor-

ha n d e n. Den Schulentlassenen droht damit nicht nur die Gefahr der Abwürgung ihrer
materiellen Zukunft, sondern darüber hinaus die starke Wahrscheinlichkeit, in jene völkisch-
labile Zwischenschicht einzumünden,die weder deutsch noch polnisch, ohne innere Haltung
und nur auf die gelegentliche Erlangung irgendwelcher Vorteile bedacht, zwischen den

Nationen schwankt.
Von der berufenen Jnteressenvertretung der deutschen Volksgruppe ist früh erkannt

worden, daß die öffentliche Minderheitsschule vom völkischen
Standpunkt aus gesehen wertlos ist. Man war daher sehr bald bemüht,

P r i v a t schulen zu errichten, deren Leitung in deutscher Hand liegt und daher den

deutschen Erziehungseinflußweitestgehend sichern kann. Leider stellten zunächstder

M i t t e l b e s ch a f f u n g für die Durchführung dieses kostspieligen Vorhabens sehr
erhebliche Schwierigkeiten in den Weg. Als es schließlichgelungen war, die erforderlichen
Geldbeträge zu beschaffen und mit einem planmäßigen Ausbau des Privatschulwesens
etwa um 1930 begonnen werden konnte, setzte die Wojewodschaft mit allen ihr zur

Verfügung stehenden Marhtmitteln dieser Absicht entgegen. Hierzu bediente sie sich (und
tut das noch heute) vornehmlich einer beispiellos willkürlichen Aus-

legung und Anwendung der bestehenden allgemeinen Schulbau-
v o r s ch r i f te n. Sorgfältig ausgesuchte Bauplätze werden als »ungeeignet«erklärt,
weil sie angeblich zu klein, wegen des umgehenden Bergbaues für eine Bebauung unver-

wendbar (Einsturzgefahr infolge der Möglichkeit einer Verlagerung des Baugrundes!),
wegen der Nähe einer bäuerlichenWirtschaft (Dunggrube: Seuchengefahr!) oder einer

Jndustrieanlage (Nauchentwicklung!) unhygienisch oder infolge der Nachbarschaft eines

Gaststättenbetriebesfür die Schulkinder sittlichkeitsgefährdendseien, ohne daß bei sachlicher
Beurteilung der eine oder andere behauptete Mangel wirklich vorliegt und bei der Neu-

errichtung polnischer Schulbauten je auf derartige Umstände geachtet wird. Kein Vor-

wand, und sei er noch so sehr an den Haaren herbeigezogen, ja lächerlich,bleibt ungenutzt.
Gelingt es schließlich,die Eignungserklärungfür einen Bauplatz nach einer Vielzahl
von Verhandlungen und Beschwerden durchzudrücken,so setzen n e u e v e r g r ö ß e r te

Schwierigkeiten bei der Erlangung der Bauerlaubnis ein. Nach
allen Errungenschaften neuzeitlicher Schulbautechnik ausgearbeitete Pläne werden als

unzureichend erklärt, für die kleinsten -Dorfschulen kostspielige und

überflüssige Nebenräume gefordert, auf Verlangen erfolgte Projekt-
abänderungenMonate hindurch unbearbeitet gelassen. Nach erneuter V e r z ö g e r u ng
d e r b a u p o l i z e i l i ch e n A b n ah m e des endlich fertiggestellten Neubaues wird auf
Grund rasch konstruierter haltloser Einwände schließlichdie anetriebnahme mancher
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P riv a t schulbauten ,,im Interesse der Sicherheit von Gesundheit und Leben der Schul-
kinder« untersagt, eingeschränktoder mindestens zeitlich hinausgeschoben, obwohl die ent-

sprechenden Verhältnisse in der ö f f e n t l i ch e n Minderheitsschule des gleichen Ortes

jeder Beschreibung spotten.
Beschwerden der deutschen Organisationen bei der »Gemischten Kom-

m i s s i o n« gehen in einem endlosen prozessualen Verfahren hin und her. Schließlich
erfolgende E n t s ch e i d u n g e n der genannten, ohne Exekutivbefugnis arbeitende

Schiedsstelle zu Gunsten der deutschen Beschwerdeführer werden g r o ß e n t e i l s

ignoriert. Jm günstigstenFalle dauert es vom ersten Bauantrag bis zur

anetriebnahme LZO Jahre, gewöhnlich 4 und 5 Jahre und dar-

über, sofern es überhaupt zu einer Bauausführung kommt. Da-
bei ist es, wie schon eingangs erwähnt, für die Zielstrebigkeit der Wojewodschafts-
behörden bezeichnend, daß ihre Hauptgegnerschaft der privaten V o l k s schule und dem

deutschen Kindergarten gilt. Der nationalpolitisch weniger bedeutsamen, weil nicht der

breiten Masse der deutschen Volksgruppe dienenden Entwicklung des höhe re n Schul-
wesens (im Juni 1935 bestanden 6 höhere deutsche Lehranstalten mit zusammen
987 Schülern) legt man vergleichsweise geringere Schwierigkeiten in den Weg.

Mit solchen Methoden, die durch eine Ueberfülle geradezu unglaubwürdiger Einzel-
beispiele jederzeit zu belegen sind, gelang es der polnischen Seite, die Ausführung des

Volksschulbauprogramms des Deutschen Schulvereins derart abzuriegeln, daß k a u m

20 Z der Bauvorhaben zur Durchführung gelangen konnten und

Städte mit einer so starken deutschen Volksgruppe wie K at to w i tz , K ö n i g s h ü t t e ,

Nybnik, Tarnowitz u. a. heute keine private deutsche Volksschule
haben. Die bis Juni 1935 eingerichteten, zum Teil in Mietsräumen untergebrachten
19 privaten Volksschulen mit zusammen 2467 Kindern (also rund

28 Z der Frequenz der öffentlichenBolksschulen) sind aus den geschildertenGründen für
den tatsächlichenBedarf u n z u r e i ch e n d. Aussichten für die Schaffung neuer Schulen
sind kaum vorhanden, allein schon wegen der aus dem fortschreitenden wirtschaftlichen
Niedergange herrührenden, immer geringer werdenden finanziellen Leistungsfähigkeitdes

Deutschtums.
Daß der Schulbetrieb als solcher einer äußerst scharfen behördlichen

B e a u f s i ch t i g u n g »erfreut" nimmt nach dem bisher Ausgeführten nicht wunder.

Drei hauptamtliche Visitatoren, ausschließlich für die Beauf-
sichtigung der Minderheitsschulen in der schlesischen Wojewod-
schaft bestimmt, die zuständigenKreisschulinspektoren und außerdem für
jede Schule der Leiter einer polnischen Schule des gleichen Ortes,
alle mit dem Recht, jederzeitunangemeldet dem deutschen Unterricht, den Lehrerkonferenzen
und jeglichenVeranstaltungetf beizuwohnen, die Büchereien, Chroniken, Listen, aber auch
die Schülerarbeiten, insbesondere die deutschen Aufsätze einzusehen, haben Lehrer und

Schüler und den »Geis
«

der deutschen Schularbeit zu überwachen. Es bedarf keiner

großen Einbildungskraft, um ein Bild von dem hingebungsvollen Pflichteifer zu

machen, mit dem diese Herren ihre Sykophantenaufgaben erfüllen. Maßregelungen von

Lehrkräften und Schülern aus geringfügigstenUrsachen sind an der Tagesordnung und

sprechen für den Eifer der Kontrollorgane. Daß im übrigen die vom polnischen Stand-

punkt aus gefährlicherep r i v at e Minderheitsschule in der gleichen Weise wie die

ö f f e n t l i ch e Minderheitsschule bekämpftwird, braucht keiner besonderen Hervorhebung
Ernster noch als die hiernach für den Bestand und den Erziehungserfolg des

gesamten deutschen Schulwesens ergebende Bedrohung ist aber ein weiteres, bisher noch
nicht behandeltes Gefahrenmoment: Die schulentlassene deutsche Jugend,
einschließlichder Hochschulabsolventen, hat u n b e s ch a d et d e s G r a d e s ihr e s

Könnens und ihrer sonstigen Eignung so gut wie keine Aussicht
aufEingliederung in den Arbeitsprozeß. Jedenfalls schaltet der Arbeits-

markt sie insoweit aus, als er von der polnischen Hand entscheidend beeinflußt wird-
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Die deutsche Jugend kommt weder für eine Beschäftigung in sta atliche n und

kommunalen Betrieben in Frage, noch gelingt es, sie innerhalb der Nkontan-

in d u st r i e , als dem für Oberschlesienausschlaggebenden Arbeitsreservoir, in irgendwie
nennenswertem Umfange unterzubringen, da die fast durchweg von polnifchen Chauvi-
nisten, als den Vertrauenleuten des Westmarkenvereins und des Aufständifchenverbandes,
geleiteten Arbeiterannahmestellen und Personalbüros Gesuchstellern mit deutschen Schul-
zeugnissen grundsätzlichdie Tür weisen. Die Aufnahmefähigkeit des deut-

schen gewerblichen Mittelstandes nimmt in dem gleichenMaße ab, wie die

wirtschaftliche Grundlage dieses Standes schrumpft. Jn den sogenannten freien
Berufen — Anwälten, Aerzten, Apothekern, beratenden Jngenieuren usw. — ist
der deutschen Bolksgruppe die Existenzbasis längst entzogen. Der deutsche Groß-
grundbesitz ist mit Arbeitskräften übersetzt,materiell stark geschwächtund überdies

in seinem Bestande durch den bevorstehenden Ablauf des Genfer Asbkommens gefährdet.
So ergibt die erfchütterndeTatsache, daß der Abgang von der deutschen Schule, im

großen und ganzen gesehen, den ersten sicheren Schritt in die dauernde Arbeitslosigkeit
und damit in eine hoffnungslose graue Zukunft für alljährlich mehr als-1000 junge
deutsche Menschen bedeutet. Welche vernichtenden Folgen eine solche Entwicklung, wenn

sie etwa zu einer Dauererscheinung gestalten sollte, für die deutsche Volksgruppe
nach ziehen müßte, soll im Rahmen dieser Darstellung nicht ausgeführt werden. Wer

sieh in der Völkergeschichteauskennt, weiß ohnehin, daß jedes ins Bettlertum abgesunkene
Volk früher oder später der Aufsaugung anheiinfällt oder aber ein Element voll

revolutionärer Sprengkraft wird.

Der polnische Vernichtungswillen hat heute alle Trümpfe in der Hand und weiß sie zu

nutzen· Der ostoberschlesischeDeutsche besitzt als Waffe nur den Glauben an sein Necht
und fein Volk. Mit zäher Verbissenheit und in der Hoffnung auf ein besseres Morgen
krallt er fest, wo er noch einigen Halt findet. Jn langer Not gehärtet, kann er

vielleicht noch einige Zeit das leibliche Elend·tragen. Er wird aber zusammenbrechen,
wenn er den Glauben an die Deutscherhaltung der Seele seiner Kinder und Kindes-
kinder und damit den Glauben an den Wert seiner Opfer verliert.

Darum muß der deutschen Bolksgruppe Qstoberfchlesiens die deutsche Schule mit

gesichertem deutschen Erziehungseinflußerhalten und gegeben werden. .M·

Potenz London-er Parolen
Polen war bei den Beratungen der Locarno- und Natsmächte in London durch Oberst

B e ek, seinen Außenminster,vertreten. Die Auffassungen, die dieser dort vertrat, waren

theoretisch ziemlich klar. Sie entsprangen aus der tief eingewurzelten Antipathie
gegen den Pakt von Lorarno, aus der man in Polen niemals ein Hehl gemacht hatte.
Lorarno wurde in Polen immer als eine bewußte Mißachtung
der polnischen Interessen empfunden. Polen hatte damals verlangt, daß
für feine Westgrenze die gleichen Garantien wie für die französischeOstgrenze geschaffen
werden müßten. Die Westmächtelehnten es ab, dieser polnischen Forderung Rechnung zu

tragen. Loearno war für Polen die erste große Enttäuschung,die ihm der französische
Bundesgenosse bereitete. Frankreich geriet durch den Abschlußdieses Paktes bei den Polen
zum ersten Mal in den Verdacht, zur Hintansetzung seines polnischen Anhanges zu neigen,
wenn es dafür nützlichereVerbindungen mit anderen Staaten anknüpfen oder gar
eine Verständigungmit Deutschland herstellen konnte. Daß die französischeAußenpolitik
durch diesen Pakt den Hauptdrurk der deutschen Auflehnung gegen Verfailles auf das um

die Stabilität seiner Grenzen fürchtendePolen abzulenken versucht habe, war in Polen
eine allenthalben verbreitete Ansicht, übrigens eine Ansicht, die durch gewisse Sympathien
bestätigt zu werden schien, die ein Teil der französischenOeffentlichkeit für die deutschen
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Revisionsbestrebungen im Osten zur Schau trug. Es gab recht maßgebendeKreise in

Polen, die in Lorarno nicht weniger als eine Art antipolnischer Verschwörungder jüdischen
Freimaurerei zu erkennen meinten.

Polen hat diesen, ihm unsymphatischen »Geist von Lorarno« auch später noch mehr-
fach zu fühlen bekommen: einmal als Tardieu seinen Do n a u p l a n ohne Berücksichti-
gung der wirklichen oder vermeintlichen Belange der polnischen Außenpolitikdurchzuführen
versuchte; dann als Mussolini mit dem römischenViererpakt den Versuch unternahm,
den europäischenFrieden durch eine exklusive Zusammenarbeit der Großmächte zu stabili-
sieren; weiter als die westlichen Großmächte in Stresa um die Errichtung einer

diktatorischen politischenFührung in Europa bemühten; und vor allem schließlich,als Frank-
reich seine wankende Hegemonie durch den P a kt mit d e m B o l s ch e w i s m u s neu

zu unterbauen begann. All diese Unternehmungen vom Loearno- bis zum Sowjetpakt
haben in den Augen der Polen das eine gemeinsam, daß mit ihnen bald diese, bald jene
Gruppe von Großmächten versucht hat, politische Entscheidungenzu treffen, die nicht nur

sie selber, sondern auch andere, vor allem die kleineren Staaten betreffen, ohne daß dabei

diesen Staaten ein gebührendesMitbestimmungsrecht eingeräumt würde-
Mit einer solchen Politik der großen Mächte will Polen sich nicht einverstanden

erklären. Oberst Berk hat diese grundsätzlicheHaltung der polnischen Außenpolitik in

London auf folgende Formel gebracht: »Die Interessen keines Landes
können das Objekt internationaler Verhandlungen ohne Teil-

nahme und ohne Einwilligung des interessierten Staates sein«-.
Was Oberst Berk mit dieser Formel gefordert hat, ist die Gleich b e r e ch t i g u n g d e r

klein e r e n S t a a t e n. Polen fühlt — unbeschadetseines sonst erhobenen An-

spruchs, als Großmacht zu gelten —- in diesem Falle als einer dieser kleineren Staaten.
Das ist keine falsche Bescheidenheit. Bescheiden ist Polen auch in der Zeit, in der es noch
an Mariannes Schürzenband hing, niemals gewesen« Sondern in dieser freiwilligen
Mindereinstufung liegt eine geschickteBerechnung. Polen hat es darauf abgesehen,

.in dieser ihm geeignet erscheinenden Frage zum Sachwalter und Wortführer der

kleineren Staaten zu machen. Es sieht darin seine Chance. Durch die Vor-

stellung eines »Sanitätsgürtels« der kleineren Staaten, der dazu dienen soll, einen

kriegerischen Zusammenprall der Großmächtezu verhindern, läßt diesem polnischen
Führungsanspruchvielleicht sogar eine gewisse ,,moralische Weihe« verleihen.

Wie die p r a k t isch e Verfechtung des polnischen Gleichberechtigungsanspruches im

Laufe der kommenden weiteren Verhandlungen aussehen wird, läßt bisher noch nicht
sagen· So viel aber scheint sicher zu sein, daß Polen eine Erschwerung der deutschen
außenpolitischenLage zu seinem Vorteil ausnutzen wird. Die Beobachtung, daß Polen
ohne Trauer das Ende des Lorarnopaktes zur Kenntnis genommen hat, darf nicht zu der

Annahme verleiten, daß es bei der Behandlung der Folgerungen, die sich daraus

ergeben, bereits auf e i n e r Linie mit Deutschland bewegt. o l e n i st n i ch t g e g e n

ein geschlossenes Auftreten der an Deutschland grenzenden
S t a a te n ,

es ist nur gegen eine neue Sonderaktion der Westmächte,an der Polen und

die von ihm »geführten«kleineren Staaten wieder nicht beteiligt sein sollen. Das heißt:
Wenn eine solche Aktion in Gang gebracht wird, dann will auch Polen dabei sein, dann

will es mit gleichem Nutzen daran teilhaben dürfen. So ist auch die Freude der polnischen
Negierungspresse über die letzte Parlamentsrede Edens verständlich,die Andeutungen
darüber enthielt, daß bei den kommenden Verhandlungen für O steuropa eine Regelung
gefunden werden müsse,die der sür West europa gleichwertig ist.

Polen hat durch seinen AußenministerOberst Berk in die Londoner Debatte die

Parole von der »Unteilbarkeit des Friedens« geworfen. Es hat die West-
mächte davor gewarnt, ,,wieder den Frieden zu parzellieren und einen Teil Europas mit

Vorrechten zum Schaden des anderen Teils zu beschenken«.Es ist nicht zu übersehen,
daß in der Verbindung der beiden Parolen »Gleichberechtigungder kleineren Mächte«
und «Unteilbarkeit des Friedens« die Möglichkeit einer gewissen Wiederangleichung der

polnischen an die französischeAußenpolitik liegt. Es läßt nicht leugnen, daß die
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zweite dieser Parolen zu der bisherigen Linie der polnischen Außenpolitik,die durch die

Pakte mit Deutschland und der Sowjetunion gekennzeichnet ist, in einem gewissen Wider-

spruch steht. Durch diese Pakte wurde der Frieden tatsächlich ,,g eteilt"; aber gerade
durch diese ,,Teilung«wurde der Frieden in einem Teile Europas g e i ch e r t. Uebrigens
hat Oberst Beck schon in seiner letzten Parlamentsrede zu der Ansicht bekannt, daß
K o l l e k t i v p a k te nicht unter allen Umständen als ungeeignet abgelehnt zu werden

bräuchten.

Polen ist an der Durchführung von Sanktionen gegen Deutschland, an

denen es als Völkerbundsmitgliedteilnehmen müßte, nicht interessiert. Nachdem es im

Falle der gegen Jtalien gerichteten Sanktionen bereits einmal seine Donaupolitik und

Z v. seines Außenhandelsriskierte, verspürt es jetzt wenig Lust, 15 v. seines Außen-
handels und seine ganze Außenpolitikdurch die Entscheidung dritter Mächte aufs Spiel
setzenzu lassen. Aber es wäre ihm vielleicht doch nicht unangenehm, wenn Deutschland
für einige Zeit von den Westmächten unter Druck gesetzt würde. Dadurch, so scheint es

zu hoffen, würde Polen vielleicht in die Lage versetzt werden, d i e R o l l e e i n e s n ü tz -

lichen Vermittlers zu spielen (wie es das, in freilich etwas unklarer Form,
bereits bei den Verhandlungen in London getan hat) und die aus einer solchen Rolle

u.U. ergebenden Vorteile zu ernten. Man scheint in Polen ·zu einer Ueberschätzung
dieser Rolle zu neigen. Dr.K.

»Ehe zu hohe psychischeEmpsindlichteii«
Es gibt zwei Arten von Nationalisten. Die einen, die mit der grenzenlosen

Liebe und Treue zum eigenen Volkstum die Achtung vor den nationalen Rechten der anderen

Völker verbinden. Und die anderen, die die anderen Völker mehr hassen, als sie ihr
eigenes lieben. Für die einen bedeutet das Zusammenleben mit einem fremden Volkstum
einen Ansporn zu höherer Leistung. Bei den anderen hat ein solches Zusammenleben eine

krankhafte Störung des seelischenGleichgewichteszur Folge.
Der Nationalismus -in Polen ist, (wenn man ihn nach der Tätigkeit

etwa des Westververbandes oder des Aufständischenverbandesoder nach dem Ton etwa

des ,,Polska Zachodnja« oder des ,,I(urjer Poznanski« und zahlreicher anderer Blätter

beurteilt), eine nervöse Erscheinung. Er zeichnet — um mit der

,,Gazeta Polska« zu sprechen — durch ,,eine immer noch zu hohe psychische
E m p f i n d l i ch k e i t« aus. Eine seiner beliebtesten Vokabeln ist das Wort ,,P r o v o -

kation«. Es ist erstaunlich, was alles von den Vertretern des polnischen Nationalw-

mus, vor allem in Ostoberschlesten, als »Provokation« aufgefaßt wird. Es genügt,daß
sich eine Gruppe von Deutschen in einer Gaststätte deutsch unterhält, oder daß deutsche
Jungen in einem Heim zu einem Singabend versammeln oder während der Ferien
in Fahrtenkluft und mit Klampfe aus Wanderfahrt gehen, um diese Leute von einer

»Provokation des polnischen Nationalgefühls« sprechen zu lassen. Sie fühlen sich
,,provoziert«,wenn die Mitglieder deutscher Verbände ihre Abzeichen am Rockaufschlag
tragen oder wenn am Heldengedenktag in Kattowitz die Deutschen zu einer stillen
Feier an den Gräbern ihrer Gefallenen treffen. Sie sprechen von »Provokation«, wenn

ein Deutscher, der ganz gewiß lieber arbeiten würde, auf der Straße in deutscher Sprache
für seine hungernden Kinder um ein Almosen bittet, oder wenn ein anderer an den Feier-
tagen der deutschen Nation seine Freunde einläd, mit ihm zusammen am Rundfunk die

Reden des Führers zu hören. «

Es ist unter diesen Leuten in Ostoberschlesten eine förmliche Sucht ausgebrochen, nach
Dingen zu suchen, durch die sie sich ,,provoziert« fühlen können. Sie lieben es, in

einem Zustand ständiger Gereiztheit zu leben, und sie scheinen diesen
Zustand für ein Kennzeichennationaler Gesinnung zu halten. Bei den meisten ist das ein
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seelischer Defekt, bei einigen aber ein Mittel, Geld zu verdienen oder

K a r r i e r e zu m a ch e n. Es handelt bei den Ereignissen, die da als ,,Provokation«
hingestellt werden, in der Regel um Dinge, die im Leben einer Volksgruppe selbstverständ-
lich und notwendig sind, um den Gebrauch der deutschen Sprache, um die Existenz einer

deutschen Schule u. ä. m. Wer durch solch e Dinge in feinem nationalen Empfinden
verletzt fühlt, der leugnet letzten Endes die Daseinsberechtigung
einer deutschen Volksgruppe schlechthin, für den wird schließlichjeder
Deutsche, dem er begegnet, zu einer Fleisch gewordenen ,,Provokation", deren Anblick ihn
hysterisch aufkreischen läßt. Und er kann nicht verlangen, daß man in seinem ewigen
Gerede über die deutschen »Provokationen« etwas anderes als den Ausdruck einer krank-

haften Gemütsverfassungerblickt. Bedeutung hat dieses Gerede nur dadurch, daß die

Gereiztheit, die es mit der Zeit auch bei den sonst ganz normal veranlagten Menschen
hervorrufen muß, immer wieder in gewalttätigen Aktionen gegen das Deutschtum
entlådt. «

Es gibt noch ein anderes Wort, das in Polen in bezug auf die deutsche Volks-

gruppe einer ähnlichenBeliebtheit erfreut: »O o y a l i t ä t««. Es ist das ein Wort, dessen
begrifflicher Jnhalt bisher noch von keinem der Leute, die es täglich gebrauchen, geklärt
worden ist. Es gibt eigentlich nichts, was von dieser oder jener polnischen Stelle nicht
srhon einmal als »illoyal" hingestellt worden ist. Es ist ,,illoyal«, wenn ein Betrieb

deutsche Arbeiter hält, solange noch ein Mitglied des Aufständischenverbandesbeschäfti-
gungslos ist. Es ist ,,illot)al", wenn ein deutscher Verband seinen notleidenden Mit-

gliedern irgendwelche Unterstützungengibt, oder wenn, ein Deutscher, der in einem

Polnischen Betriebe beschäftigt ist, es zuläßt, daß seine Kinder eine deutsche Schule
besuchen. Es genügt, daß ein Deutscher seine innere Anteilnahme an dem Aufstieg des

Dritten Reiches bekundet, um ihn einer ,,illoyalen«Gesinnung zu zeihen. Ein De ut-

scher ist, wie es scheint, in den Augen der Polen immer ,,illoyal".
Wenn man die Zusammenhänge, in denen dieses Wort von der polnischen Presse mit-

unter gebracht wird, beachtet, dann muß man zu der Ansicht gelangen, daß es eigentlich
weniger darauf ankommt, wie sich ein Deutscher verhält, als vielmehr darauf, daß er

sich überhaupt als Deutscher benimmt. Das heißt: Letzten Endes gilt ein Deutscher in

den Augen der Polen erst von dem Augenblick an als ,,loc)al«,in dem er zur Preis-
gabe seines Volkstums entschließt,also erst dann, wenn er — um einen beliebten

Ausdruck der polnischen Publizistik zu gebrauchen — »dem Glanze der polnischen Kultur

erliegt«. Es ist unter diesen Umständenbegreiflich, daß keine noch so feierliche Bekundung
des Willens zur sachlichen Mitarbeit an den Aufgaben der Wirtschaft und des Staates
und kein noch so zwingender Nachweis der gewissenhaften Erfüllung der staatsbürgerlichen
Pflichten die Deutschen in Polen von dem gegen sie erhobenen Vorwurf der ,,Jlloyalität«
zu befreien vermag. Jndem die polnische Presse dieses Wort auch dann gebraucht, wenn

es sich um Maßnahmen handelt, die auf nichts anderes als auf die Erhaltung und Pflege
des Volkstums abzielen, spricht sie der deutschen Volksgruppe in Polen grundsätzlichihre
Existenzberechtigung ab. Sie bekundet damit einen M a n g e l a n st a a t lich e r

N e ife ,
der sich auch in der Außenpolitik immer wieder als ein psychologischer

Störungsfaktor erweist. Dr. K.

Im Zeichen des Presseabkommens
Die Unbekürnmertheit, mit der man sich in Polen über die Tatsache, daß es ein

deutsch-polnisches Presseabkommen gibt, hinwegsetzt, ist erstaunlich. Daß
es bei den Blättern, die in der Bekundung ihrer deutschfeindlichen Gesinnung
keine Beschränkungauferlegen, zumeist, aber durchaus nicht immer, um Organe handelt,
die im Dienste o p p o si t i o n e l l e r Parteigruppen stehen, kann dabei nicht als Ent-

schuldigung dienen. TIenn eine Regierung ein Abkommen trifft, dann können von dessen
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verpflichtender Wirkung nicht diejenigen Kreise ausgeschlossen bleiben, die aus irgend-
welchen Gründen dieser Regierung nicht wohl gesinnt stnd. Und wenn weiter eine

Regierung in einem Abkommen eine bestimmte Verpflichtung eingeht, dann kann ste
nicht nachher auf den Standpunkt zurückziehen,daß sie ,,k e i n e g e s e tz lich e H a n d -

habe hat«, gegen die Kreise vorzugehen,«die weigern, an die von ihr über-
nommene Verpflichtung zu halten. Zugegeben: die Kattowitzer ,,P010nia« ist wegen
übler Beschimpfung des Führers in den letzten zwei Jahren zwei- oder drei- oder auch
viermal zur Rechenschaftgezogen worden. Es ist aber auch Tatsache, daß dieses Blatt

sich durch die, ohne besonderen Eifer gegen sie durchgeführtenVerfahren in keiner Weise
von einer Fortsetzung ihrer täglichenHetzereien gegen Deutschland hat abhalten lassen.
Entweder hat die Schriftleitung der ,,P010nia« (für eine ganze Reihe anderer Blätter

gilt dasselbe) vor den Anweisungen der polnischen Regierung keinen Respekt oder aber

solche Anweisungen sind überhaupt nicht erfolgt. Es ist jedenfalls ein unhaltbarer Zustand,
daß noch zwei Jahre nach dem Abschluß des deutsch-polnischen Presseabkommens einem

großen Teil der Presse in Polen die Freiheit gelassen wird, sich an die Existenz dieses
Abkommens nur dann zu erinnern, wenn sie Grund zu haben glaubt, über irgend-
einen Verstoß eines deutschen Blattes aufregen zu müssen. Man wende nicht ein, daß
eine ,,Gleichschaltung" der Presse, wie sie in« Deutschland erfolgt ist, dem polnischen
»F r e i h e i t s b e g r i f f« widerspreche. Der ehemalige Pressechef der polnischen Bot-

schaft in Berlin, Dr. Kirkien, hat diese Auffassung einmal in einem Vortrag im

Deutsch-polnischen Institut an der Berliner Lesstng-Hochschulezu vertreten versucht. Leider

scheint es dort nicht üblich zu sein, daß im Anschluß an diese Vorträge eine Aussprache
stattfindet. Es hätte in diesem Falle den oder jenen deutschen Zuhörer gewiß interessiert,
zu erfahren, ob Dr. Kirkien, als er die Verhandlungen über das Abkommen führte, seinem
deutschen Partner rechtzeitig mitgeteilt hat, daß seiner Meinung nach die ,,gleich-
geschaltete«Presse in Deutschland selbstverständlichrestlos zur Einhaltung des Ab-

kommens verpflichtet sei, daß aber auf der anderen Seite die besagte ,,polnische Freiheit«
es unmöglichmache, die Journali ten in Polen, denen die Hetze gegen Deutschland eine

ebenso einträglichewie beliebte Beschäftigungist, zur Ordnung zu rufen.
He s-

s-

Da eben von der ,,P010nia«die Rede war, sei gleich ein Erzeugnis aus dieser journa-
journalistischen Giftküche serviert. Arn 19. März ließ dieses Blatt unter der Ueber-

schrist »Die deutsche Treue im Dritten Reich« wie folgt vernehmen: »Das Dritte

Reich hält niemandem die Treue, weder seinen eigenen Leuten, noch den

Fremden! Es achtet keine Verpflichtungen und keine Eide. Die

Politik ist für es ein falsch es Spiel ! Alle Verhandlungen mit ihm sind zwecklos.
Denn es glaubt nur an den Terror und die Gewalt. Nicht das Recht und die

Gerechtigkeit, sondern die Kraft der Faust und der Betrug sind für es die

Kräfte, die das Leben der Völker regeln. Dem Dritten Reich glauben nur gewisse
Faktoren in Polen, trotz der Jahrhunderte alten Erfahrungen, die Polen mit der deutschen
Treue gemacht hat.« — Jn diesem Zusammenhang sei auf einen merkwürdigenUmstand
verwiesen. Die ,,P010nia« ist das Organ der Christlich-Demokratischen
P a r t e i. Der geistige Vater dieser Partei und auch ihr noch heute anerkannter Führer
ist Albert Ko rfanty. Korfanty lebt in Tschechisch-Teschenim Exil. Sein Blatt

aber, das seine Gedanken verficht, erscheint ungestört weiter. Vielleicht hat Grazynski
es nur deshalb nicht liquidiert, weil er in seinem Reiche dieses opposttionelle Blatt als

Bundesgenossen im Kampf gegen Deutschland und die Deutschen nicht zu entbehren
wünscht. Vielleicht aber auch mit Rücksichtauf die ,,polnische Freiheit« . . .

He q-

Jm Verlag des Polnischen Westverbandes stnd vor einer Reihe von

Monaten drei Broschüren von einem gewissen Jan Kandora erschienen. Es wäre

verfehlt, wenn man sagen wollte, daß diese Broschüren der geschmacklosenHetze dieses
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staatlich subventionierten Verbandes zur Ausrottung und zur
B e s ch i m p u n g d e s D e u tsch tu m s »die Krone aufsetzen«. Die Broschüren sind
keine Spitzenleistung, sondern durchaus ty p i s ch für die Arbeit dieses Verbandes Sie

beschäftigensich mit den Schulverhältnissen in Oberschlesien unter folgenden Titeln:

»I)Reine Erinnerungen an die preußische Schule«, »Unsere Schule« und

,,Brandrnarkung des Handels mit Kinderseelen«. Zur Kennzeichnung dieser Pamphlete
seinen einige Stellen aus dem Inhalt der erstgenannten Broschüre wiedergegeben.

Einleitend spricht der Verfasser von den ihm offensichtlichunsympathischen Leuten, die

die preußischeVorkriegsschule in guter Erinnerung haben, die sagen, daß sie diese Schule
gern besucht hätten, und erklären, »daß man in dieser Schule mehr lernen mußte und

auch wirklich mehr lernte als heute in der polnischen Schule«. Diesen Leuten möchte der

Verfasser ihre freundliche Erinnerung an die preußischeSchule verderben, und so fängt
er an zu erzählen: Jn der Gegend, aus der er stamme, habe es eine Schule gegeben, in

der »für alles und jedes geschlagen wurde, . . . so daß in unserer Kinderzeit
die Kinder häufig aus der Schule fortliefen oder die Schule als notwendiges Uebel

ertrugen". Jn schrecklichsterErinnerung seien ihm die Erdkunde- und Turnstunden an

dieser Schule geblieben, »die jeden Schüler der Klasse mit hy sterisch er Angst
erfüllten«· Wer in der Erdkundesiunde beim Hersagen der Lektion stotterte oder stockte,
habe vier Stockschlägeerhalten, »von denen lange Wochen hindurch blaue

S t r i e m e n n a chb l i e b e n«. Auf solche Weise hätten die Schüler die Namen der

deutschen Kolonien in Australien und im Malaischen Archipel auswendig gelernt.
»Wenn sie (die Deutschen) die Malaien in ihren Kolonien so unterrichtet haben wie

uns, dann kann man sich die Freude der Nkalaien vorstellen, unter die Regierung eines

anderen Staates gekommen zu sein«. Dann heißt es weiter: »Eines Tages erhielten
wir alle mit Ausnahme des Sohnes des Dbersteigers, eines Deutschen, Schläge. Die

M a r te r u n g wurde in der anschließendenTurnstunde fortgesetzt. Die Kinder, in Reihen
.aufgestellt, erhielten je einen Eisenstab von 1 Meter Länge und mußten mit gestreckten
Armen in Hockstellung gehen. Der Lehrer ging mit dem Stock in der Hand die Reihen
entlang und schlug den Kindern auf die bloßenWaden, wenn eines mit den Fersen den

vBoden berührte. Es rührten den Lehrer weder unsere Tränen, noch
unser Schweiß. So kämpfte Bismarrk mit den polnischen Kin-
dern durch seine Beamten«.

Die ,,Brutalität« des deutschen Lehrers ist das Lieblingsthema des polnischen Ver-

fassers. Durch die ausführliche Schilderung erdichteter »Mutter-
sz enen«, die sich in den früheren deutschen Schulen des an Polen gefallenen Gebietes

abgespielt haben sollen, sucht er Abscheu vor der deutschen und Begeisterung für die

polnische Schule zu werfen. Ein Lehrer der Schule, so erzählt er z.B., sei eines Tages
auf den Gedanken gekommen, die polnischen Familiennamen zu verdeutschen. Das habe
einen förmlichenAusstand zur Folge gehabt: Einer der Schüler, Sliwa-Pflaume, habe
sich (als er unter dem verdeutschten Namen aufgerufen wurde) ironisch in der Klasse
umgeschaut, als ob er den Aufgerufenen suchte. »Das war dem Lehrer zu viel . . . Sein
Kinnbarken zitterte . . .Jch will nicht sagen, wem er ähnlich war; aber ein so
schreckliches menschliches Gesicht habe ich bis heute nicht wieder-

g esehen. Er griff zum Stock, der dauernd auf dem Lehrerpult lag, und begann, mit

dem Schrei »Ihr polnischenHalunken« zwischen den Bänken hin- und herlaufend, b l i n d-

lings auf uns einzuschlagen«. Dann habe der Lehrer den Nektor zu Hilfe
geholt und dieser habe den Sliwa ,,ohne weitere Untersuchung«auf die Beine geschlagen:
»Sliwa schreit auf, läuft zur Bank zurück,der Rektor hinter ihm her . . . Der Junge
springt auf den Tisch, mit seinen Holzpantoffeln in der Hand . . . Der Nektor fährt
fort, den Knaben mit aller Kraft auf die Beine zu schlagen. Da geschieht etwas

Unglaubliches. Der Schüler steht oben auf der Bank und beginnt, als die Schläge nicht
aufhören, den Nektor mit den Pantoffeln auf den Kopf zu schlagen. Der Nektor wird
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ohnmächtig Sliwa entwischt nach Hause . . .

Der Rektor hatte seitdem eine verminderte Hörfähigkeit . . .

Sliwa kam in eine Erziehungsanstalt.
«

Mehr als solche verzerrten Szenen weiß Kandora von der deutschen Schule der Vor-

kriegszeit nicht zu erzählen. Es ist für die Geistesverfassung, auf deren Boden die

Propaganda des Polnischen Westverbandes gedeiht, sehr bezeichnend, daß die Propa-
gandisien dieses Verbandes ihr Lob auf Polen immer damit beginnen, daß sie zunächst
einmal Deutschland beschimpfen. Die Broschüren Kandoras sind im vergangenen Jahre,
also in der Aera der deutsch-polnischen Annäherung und des deutscl)-polnischen Presse-
abkommens erschienen, und zwar im Verlag eines Verbandes, dessen Veranstaltungen
unter dem Protektorat hochgestellter Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens in Polen
zu stehen pflegen.

Polenbund gegen die Politik des Führers.
Die maßgebendenLeute der polnischen

Volkssplitter in Deutschland haben sich am

29. März von den Wahlen ferngehalten.
Das ist unter dem Vorwand geschehen,daß
das Reichsministerium des Jnnern ihrem
Wunsche, mit einer eigenen polnischen Liste-
aufzutreten, nicht entsprochen hat. Bei den

Wahlen hat es sich Um die Zustimmung der

Wähler zu der vom Führer verfolgten
Politik einer wirklichen Be-

friedung Europas gehandelt. Die
Leute vom Polenbund haben sich, indem sie
diese negative Parole zu den Wahlen aus-

gegeben haben, in einen bewußten
Gegensatz zur Außenpolitik des

Führers gestellt. An sich ist es

belanglos, was für Vorstellungen diese
Leute von der Außenpolitik des Dritten

Reiches haben. Aber es wird sich in

anderem Zusammenhang wohl einmal die

Gelegenheit ergeben, sie an ihre negative
Haltung in dieser für Deutschland sehr
wesentlichen Angelegenheit zu erinnern-

Der Zugang zum Meere.
,

Der Führer hat in seiner Reichs-
tagsrede vom 7. März u. a. gesagt:
,,. . . Jch möchte daher, daß das deutsche
Volk die inneren Beweggründeder national-

sozialistischenAußenpolitik versteht, die es

z.B. auch als sehr schmerzlich empfindet,
daß der Zugang eines 33-Millionen-Volkes

zum Meer über einstiges Reichsgebiet
führt, die es aber als unvernünftig,weil

unmöglich,erkennt, einem so großen Staat
den Zugang zum Meer einfach ab-

streiten zu wollen«-. Mit diesem Satz
haben manche Leute in Polen nichts Rechtes
anzufangen gewußt. Sie haben ihn hin
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und her gedreht, in seine Bestandteile zer-

gliedert und von allen Seiten betrachtet,
sund sind nach zwei Wochen schließlichzu
einem Ergebnis gekommen, das sie am

24. März im ,,I(urjer Poznanski« der ge-
spannt auf den Bericht der ,,journalistischen
Sachverständigenkommission« wartenden

Menge mitgeteilt habe-n. ,,R e i ch s k a nz-
ler Hitler hat weder enthüllt-O
heißt es in diesem Bericht, ,,ob d er

polnische Zugang zum Meere

für immer ein unmittelbarer

sein soll, nochob er dortbleiben

soll, wo er sich gegenwärtigbe-
f i n d e t. Man kann die Erklärungen
Hitlers daher in keiner Weise über-

schätzen. . .« Deutschlands Einstellung zu
der Frage eines polnischen Zugangs zum
Meere ist also nach dem ,,I(urjer POZ-
nanskj« auch durch die Rede des Führers
noch nicht geklärt.Das Blatt ist vielmehr der

Ansicht, daßDeutschland erst noch den prak-
tischen Beweis seiner Bereitschaft, Polen
einen Zugang zum Meere zuzugestehen,
antreten müsse. Das könne, meint das

Blatt, durch eine Aenderung der Ein-

stellung Deutschlands zu Danzig geschehen:
Danzig und seine Verkehrseinrichtungen
seien »ein integrierender Bestandteil-«des

polnischen Zugangs zum Meere: »Wenn
Kanzler Hitler Polen das Recht auf einen

Zugang zum Meere nicht absprechen will,
so muß er Polen das Recht zusprechen,
in Danzi zu regieren, wenigstens auf
«wirtschastichemGebiet . . . .(! «. Der

,,Kurjer Poznanski« kann sicher sein, daß
Polen niemals in die Lage versetzt werden

wird, in Danzig zu regieren. Die Wünsche
und Unlustgesühledieses Blattes und seiner
Hintermänner sind für die deutsche Außen-
politik ohne Belang.



Begriffsverwirrung
Die Abgrenzung des Wahlrechts zum

Reichstag hat einigen polnischen Blättern
Anlaß zu reichlich phantasielosen Verdächti-
gungen gegeben. Die Kattowitzer ,,P010-
nia« z.B. hat allen Ernstes geglaubt, die

Aufmerksamkeit des Warschauer Außen-
ministeriums auf die Tatsache lenken

zu müssen, daß den Angehörigender deut-

schenVolksgruppe in Polen das Recht zur
Teilnahme an den Reichstagswahlen zuge-
standen worden sei: Es unterliege keinem

Zweifel, so hat es da u.a. geheißen,daß
diese Gelegenheit »von bestimmten Faktoren
der deutschen Minderheit« besonders in

Oberschlesten, wo der Grenzübertritt keine

Schwierigkeit bietet, demonstrativ ausge-
nutzt werden würde. Die Ausübung des

Wahlrechtes in einem fremden Staate sei
aber keinesfalls mit den selbstverständlichen
Pflichten gegenüber dem Gaststaat ver-

einbar. Zur Nichtigstellung solcher sinnloser
Ausführungen ausländischer Blätter hat
das DNB. eine Erklärung verbreitet, in
der ausdrücklich die selbstverständlicheTat-

sache festgestellt wird, daß im A u slan d
lebende Deutsche nur dann

stimmberechtigt sind, wenn sie
die deutsche Staatsangehörig-
keit besitzen und auch sonst den allge-
mein geltenden Voraussetzungen (oor allem

hinsichtlich ihrer rassischen Zugehörigkeit)
entsprechen. Es heißt in der Erklärung
dann weiter: Wenn die Durchführung-z-
verordnung vom 7. März 1936 zum Reichs-
tagswahlgesetz vom gleichen Tage, die nach
dem ausdrücklichen Wortlaut ihres Vor-
spruchs zugleich eine Weiterbildung

er Neichsstimmordnung vom

J a h r e 1 9 2 4 ist, noch den Ausdruck

»Auslandsdeutscher« anwendet, so
ist dies geschehen, um die Terminologie der

Ergänzungsbestimmungenmit den ur-

sprünglichen Bestimmungen in Ueberein-

stimmung zu bringen. Trotzdem sagt zur
Vermeidung jeglichenMißverständnissesdie

genannte Verordnung vom 7. März 1936

in § 3 ausdrücklich: »Auslandsdeutscheim
Sinne dieser Verordnung sind deutsche
Staatsangehörige«. Bei einiger Sorgfalt
und Wahrheitsliebe hätte die ,,P010nja«
also einsehen müssen, daß ihre Nandbemer-

kungen zum deutschen Wahlrecht fehl am

Platze waren· Jmmerhin zeigt dieses Bei-

spiel einer böswilligen Verwirrung eines

deutschen Gesetzes, wie notwendig es ist, in

allen Volkstumsfragen auf eine klare
und unmißverständliche Schei-
dung der Begriffe zu achten.

«

»Wir machen Sie daraus aufmerksam . . .

Die Zeit der Neuanmeldungen
zu den Schulen ist in Polen wieder

gekommen. Und wieder, wie in allen

früheren Jahren, haben die Versuche be-

gonnen, die Eltern deutscher Kinder durch
Drohungen oder Versprechungen daran zu

hindern, ihre Kinder in eine deutsche Schule
zu schicken. Unter den gegenwärtigenVer-

hältnissen, da die wirtschaftliche Existenz
eines Jeden, ob er nun Angestellter, Ar-

beiter und selbständigerGeschäftsmann ist,
täglich vorn Zusammenbruch bedroht ist,
muß die Androhung wirtschaft-
licher Nachteile natürlich als das

beste Mittel erscheinen, einen entsprechenden
Druck auf die deutschen Eltern auszuüben.
Von polnischer Seite wird ständig be-

hauptet, daß das polnische Volk selbst
in seinem eigenen Staate noch gegen die

»Germanisierung« verteidigen müsse, daß
das Deutschtum in Polen »Seelenkauf«
unter der national nicht völlig gefestigtenBe-

völkerung treibe, daß es seine »wirtschaftliche
Vormachtstellung«dazu benutze, wirtschaft-
lich schwache Elemente in nationaler Ab-

hängigkeitvon sich zu erhalten. Man muß
sich über die bornierte Dreistigkeit wundern,
mit der derartige Behauptungen von pol-
nischer Seite immer wieder aufgestellt wer-

den. Ein Musterbeispiel dafür, wie die

Verhältnisse in Wirklichkeit liegen, hat die

Ortsgruppe Chorzow (Königs-
hütte) des Polnischen Westver-
bandes in einem an eine Chor-
zower Firma gerichteten Schrei-
b e n geliefert. Dieses Schreiben hat folgen-
den Wortlaut:

-,,Wir teilen Jhnen mit, daß Jhr
Angestellter . . . . bisher noch nicht
sein Kind zur Schule (es folgt der

Name der betreffenden polnischen
Schule) angemeldet hat. W i r

machen Sie darauf auf-
merksam, daß eine etwaige
Anmeldung des erwähnten
Kindes in die Minderheits-
schule Jhr Unternehmen in

unseren Augen in Frage
stellen würde.

Hochachtungsvoll
Die Schulkommission.«

Jn diesem Falle hat sich der West-
verband also nicht unmittelbar an den be-

treffenden Deutschen gewandt, sondern er

droht einem Arbeitgeber mit wirtschaftlichen
Nachteilen für den Fall, daß dieser sich
weigern sollte, entweder seinen Angestellten
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zur Einschulung seines Kindes in die pol-
nische Schule zu zwingen, oder ihn zu ent-

lassen. Das ist nur ein Beispiel unter

vielen· Senator Wiesner hat in seiner
Nede vor dem Warschauer Senat am

12. März ganz richtig gesagt: »Wer heute
noch behauptet, ein Großteil der Deutschen
bekenne zu unserm Volkstum, weil er

in den deutschen Organisationen große
materielle Vorteile genieße, der kennt nicht
oder will nicht die schweren Verhältnisse
innerhalb unserer Volksgruppe kennen.
Das Bekenntnis zum deutschen
Volkstum (in Polen) bringt heute
keine materiellen Vorteile,
sondern setzt großen Bekennen
m u t v o r a u s«.

Unruhen in Krakau und Schlesiengrube.
Wegen Lohnstreitigkeiten traten am

23. März in K r a k a u die Arbeiter ver-

schiedener Betriebe in Streif. Jm Anschluß
an eine Streikversammlung kam es zu
schweren Zusammenstößen demon-

strierender Arbeiter mit der

Polizei. Eine Polizeiabteilung wurde
mit Steinwürfen und Nevolverschüssenan-

gegriffen. Sie machte darauf gleichfalls
von der Waffe Gebrauch. S e ch s M e n -

schen wurden etötet. Außerdem
gab es zahlreiche VerletzteDie Mädels-

sührer wurden verhaftet. Der ,,Ilustr.
Kukj. Codz.«, der über die Ereignisse be-

richtete, wurde beschlagnahmt. Die Presse
in Polen mußte sich auf die Wiedergabe
der amtlichen Mitteilungen über die Un-

ruhen beschränken. Die Ruhe konnte

wiederhergestellt werden« Die Demonstranten
hatten Barrikaden errichtet und

Geschäfte geplündert. Um Sabo-

tageakte zu verhindern, wurden verschiedene
Betriebe in Krakau und Umgegend von

Polizei besetzt. Ein größeres Jndustriewerk
mußte von der Polizei mit Gewalt geräumt
werden, da die Arbeiter weigerten, das
Werk zu verlassen. — Am 23. März trat

die Belegschaft der Schlesien-
g r u b e (Ostoberschlesien) in Streif. Die
Arbeiter fuhren in die Grube ein, nahmen
jedoch die Arbeit nicht auf. Die Polizei in

Schlesiengrube wurde, um Unruhen zu ver-

hindern, verstärkt. Der Streik ist ausge-
brochen, weildie Verwaltung der Grube
beim Demobilmachungskommissar den A n -

trag auf Entlassung von 450

Arbeitern gestellt hat, was einer

Verminderung der Belegschast auf etwa ein

Viertel ihres derzeitigen Standes bedeuten

würde. Die Entlassung ist von der Ver-

waltung mit Auftragsmangel begründet
worden. Jm vergangenen Jahre ist die

G u i d o t t o h ü t t e in Schlesiengrube, die
der größte Abnehmer der Schlesiengrube
ist, stillgelegt worden.

Nach einem reichen Leben voll Mühe und Arbeit verschied am

19. März 1936 im Tö. Lebensjahr infolgeSchlaganfalls

Frau Ciara Krueger, geb.Timme
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